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III A 7 (d) - 3532.3 - 661/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Absatz ausländischer Gemüsekonserven 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Struve, Bauknecht, 
Ehnes, Dr. Pflaumbaum, Ruf und Genossen 
— Drucksache IV/3201 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


Zu 1. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Absatz von Gemüse- 
konserven seit längerer Zeit größere Schwierigkeiten bereitet. 
Diese Erscheinung ist nicht auf die Bundesrepublik beschränkt, 
sie ist vielmehr in der gesamten Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft festzustellen. Sachkenner nehmen an, daß die Zu- 
nahme des Verbrauches überschätzt wurde. 

Die Erzeugung von Gemüsekonserven (ohne Zubereitungen 
von Gurken) stieg in der Bundesrepublik 

von 150,1 Mio Dosen im Jahre 1958 auf 
240,3 Mio Dosen im Jahre 1964. 

Eingeführt wurden: 

1958 21,7 Mio Dosen und 

1964 79,6 Mio Dosen. 

Verfügbar waren demnach: 

1958 171,8 Mio Dosen 

1964 319,9 Mio Dosen. 

Zu 2. 

Der Bundesregierung ist gleichfalls bekannt, daß eine nichtfest- 
stellbare Zahl von inländischen Konservenfabriken, besonders 
in Norddeutschland, in finanzielle Schwierigkeiten geraten ist. 
Der Rückgang der Erlöse ist aber nicht der einzige Grund. Viel- 
mehr hat auch die Steigerung der Produktionskosten (das sind 
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die Kosten u. a. für die Rohware, für Löhne, Bleche und Energie) 
zu dieser Entwicklung beigetragen. Es wurde auch berichtet, daß 
Bankschulden und Zinsverpflichtungen als besonders drückend 
empfunden werden.Wiederholt war die Verschuldung der Kon- 
servenindustrie Gegenstand von Beratungen zwischen Vertre- 
tern der Industrie, den Landesregierungen und den beteiligten 
Bundesressorts. Weder im Bundeshaushalt noch in den Länder- 
haushalten stehen Mittel für eine Senkung von Zinsverpflich- 
tungen aus Krediten des Kapitalmarktes zur Verfügung. 

Es muß bezweifelt werden, ob Zinsverbilligungen allein die 
finanzielle Lage einer Reihe von Konservenfabriken verbessern 
könnten. Wie in anderen Zweigen der Ernährungsindustrie 
dürfte eine nachhaltige Gesundung am ehesten über Zusam- 
menlegungen, Modernisierung, Stillegung u. ä. zu erreichen 
sein. Da über die tatsächliche Lage der Konservenfabriken 
zuverlässige und umfassende Angaben nicht vorliegen, hat sich 
die Bundesregierung bereit erklärt, Mittel für eine gründliche 
Enquete zur Verfügung zu stellen und auf Grund der Ergeb- 
nisse umfassende Gesundungsmaßnahmen vorzuschlagen. 


Zu 3. 

Der Bundesregierung ist bekanntgeworden, daß sich beim Ab- 
schluß der traditionell gewordenen Anbau- und Lieferverträge 
Schwierigkeiten ergeben haben, daß Pflückerbsen für die Kon- 
servenherstellung in der Bundesrepublik Deutschland um etwa 
30^/o teurer sein sollen als in der übrigen EWG, Nach Ansicht 
von Sachkennern ist das mit den höheren deutschen Anbau- 
kosten zu erklären, die sich aber innerhalb der Sechsergemein- 
schaft in nicht allzu ferner Zeit einander angleichen würden. 

Infolgedessen steht die heimische Konservenindustrie im 
Augenblick vor der risikoreichen Entscheidung, den Anbauern 
höhere Preise gewähren zu müssen, ohne auf einen entspre- 
chenden Erlös für das Fertigprodukt rechnen zu können. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung ist bereit, umfassende Gesundungsmaß- 
nahmen auf weite Sicht in Erwägung zu ziehen; auf die Ausfüh- 
rung zur Teilfrage 2 darf Bezug genommen werden. 

Als kurzfristige und besonders wirksame Maßnahmen ist aus 
Kreisen der Gemüseanbauer wie auch der Verarbeiter die Ge- 
währung einer Prämie von 400 DM je ha Qualitätserbsen, 
die zur industriellen Verwertung vertraglich angebaut werden, 
an Erzeugergemeinschaften zur Diskussion gestellt worden. Ins- 
gesamt wären etwa 3,5 Mio DM pro Jahr notwendig. 
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Eine solche Maßnahme bedarf natürlich, auch im Hinblick auf 
den Rom-Vertrag, einer sorgfältigen Prüfung, 

Bereits am 18. März 1965 wurde dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten des Deutschen Bundestages über die 
Lage der Konservenindustrie berichtet. Dieser Bericht wird zur 
gegebenen Zeit ergänzt werden. 


Schwarz 



